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tigung für die Schmälerung international anerkannter Men-
schenrechte angeführt werden darf,

sowie daran erinnernd, dass die Tätigkeit des Men-
schenrechtsrats von den Grundsätzen der Universalität, der
Unparteilichkeit, der Objektivität und der Nichtselektivität
und einem konstruktiven internationalen Dialog und kon-
struktiver internationaler Zusammenarbeit geleitet sein soll
und dem Ziel dient, die Förderung und den Schutz aller Men-
schenrechte, der bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturel

turellen Rechte in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt
und gleichgewichtig behandelt werden müssen;

2. weist in dieser Hinsicht darauf hin, wie wichtig es
ist, die Universalität, Objektivität und Nichtselektivität der
Behandlung von Menschenrechtsfragen zu gewährleisten;

3. betont, dass Demokratie, Entwicklung und die
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten einander
bedingen und verstärken;

4. erkennt an, dass gute Regierungsführung und
Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene
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unter Hinweis auf die von ihr am 8. September 2000
verabschiedete Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen294 und ihre Resolution 64/171 vom 18. Dezember 2009,
die Resolution 16/22 des Menschenrechtsrats vom 25. März
2011295 und die Resolutionen der Menschenrechtskommission
über die Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Menschenrechte,

sowie unter Hinweis auf die vom 31. August bis 8. Sep-
tember 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz, die
vom 20. bis 24. April 2009 in Genf abgehaltene Durban-
Überprüfungskonferenz und die politische Erklärung der Ta-
gung der Generalversammlung auf hoher Ebene zur Bege-
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weiterhin einen konstruktiven Dialog und Konsultationen zur
Vertiefung der Verständigung und zur Förderung und zum
Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten zu führen,
und ermutigt die nichtstaatlichen Organisationen, aktiv dazu
beizutragen;

10. bittet die Staaten und die zuständigen Mechanis-
men und Verfahren der Vereinten Nationen auf dem Gebiet
der Menschenrechte, auch weiterhin die Bedeutung der wech-
selseitigen Zusammenarbeit, der Verständigung und des Dia-
logs zu beachten, wenn es darum geht, die Förderung und den
Schutz aller Menschenrechte zu gewährleisten;

11. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit
mit der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte Konsultationen mit Staaten und mit zwischen-
staatlichen und nichtstaatlich




